
§ 78 Übergangsregelungen

idF des EStG v. 8.10.2009 (BGBl. I 2009, 3366; BStBl. I 2009, 1346)

(1) bis (3) aufgehoben1

(4) aufgehoben2

(5) 1Abweichend von § 64 Absatz 2 und 3 steht Berechtigten, die für Dezember
1990 für ihre Kinder Kindergeld in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages ge-
nannten Gebiet bezogen haben, das Kindergeld für diese Kinder auch für die
folgende Zeit zu, solange sie ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in
diesem Gebiet beibehalten und die Kinder die Voraussetzungen ihrer Berück-
sichtigung weiterhin erfüllen. 2§ 64 Absatz 2 und 3 ist insoweit erst für die Zeit
vom Beginn des Monats an anzuwenden, in dem ein hierauf gerichteter Antrag
bei der zuständigen Stelle eingegangen ist; der hiernach Berechtigte muss die
nach Satz 1 geleisteten Zahlungen gegen sich gelten lassen.
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A. Allgemeine Erläuterungen zu § 78

Schrifttum: Lindwurm, Doppelte Festsetzung und Auszahlung von Kindergeld durch zwei
Familienkassen, AO-StB 2014, 169; Bleschick, Doppelte Festsetzung und Auszahlung von
Kindergeld durch eine Familienkasse und einen öffentlich-rechtlichen Arbeitgeber, HFR
2014, 520.

Verwaltungsanweisungen: Dienstanweisung zum Kindergeld nach dem Einkommensteuer-
gesetz v. 9.7.2019, BStBl. I 2019, 654 (DA-KG 2019); H 78 EStH.

I. Rechtsentwicklung des § 78

JStG 1996 v. 11.10.1995 (BGBl. I 1995, 1250; BStBl. I 1995, 438): Die Vorschrift
wurde im Zusammenhang mit der Neuregelung der estrechtl. Kindergeldvorschrif-
ten in das EStG eingeführt (zur Rechtsentwicklung der Kindergeldvorschriften
s. im Einzelnen Vor §§ 62–78 Anm. 3 f.). Die Vorschrift bestand aus fünf Absätzen.
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1 aufgehoben durch StEntlG 1999/2000/2002 v. 24.3.1999 (BGBl. I 1999, 402; BStBl. I 1999,
304)

2 aufgehoben durch AuslAnsprG v. 13.12.2006 (BGBl. I 2006, 2915; BStBl. I 2007, 62)
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JStErgG 1996 v. 18.12.1995 (BGBl. I 1995, 1959; BStBl. I 1995, 786): Unmittelbar
nach der Neuregelung der estrechtl. Kindergeldvorschriften wurde im Zusammen-
hang mit der Übertragung der Festsetzungsaufgaben für Auslandskinder von den
Familienkassen des öffentlichen Dienstes auf die BfA durch § 72 Abs. 9 auch die
Übergangsregelung in § 78 Abs. 1 Satz 2 entsprechend ergänzt.
StEntlG 1999/2000/2002 v. 24.3.1999 (BGBl. I 1999, 402; BStBl. I 1999, 304):
Abs. 1 bis 3 wurden ersatzlos mW ab 1.1.1999 gestrichen.
Gesetz zur Anspruchsberechtigung von Ausländern wegen Kindergeld, Erzie-
hungsgeld und Unterhaltsvorschuss – AuslAnsprG v. 13.12.2006 (BGBl. I 2006,
2915; BStBl. I 2007, 62): Abs. 4 wurde mW ab 1.1.2007 aufgehoben.

II. Bedeutung der Übergangsregelungen

§ 78 steht im Zusammenhang mit der zum 1.1.1996 erfolgten Überführung des
Kindergeldrechts vom Sozialrecht in das EStRecht. Die Vorschrift enthält Verein-
fachungs- und Vertrauensschutzregelungen, regelt jedoch die Auswirkungen auf
den alternativ zu gewährenden Kinderfreibetrag nicht. Die einzelnen Vorschriften
haben durch Zeitablauf weitgehend ihre Bedeutung verloren. Abs. 1 bis 3 wurden
deshalb mit Wirkung ab 1.1.1999, Abs. 4 mit Wirkung ab 1.1.2007 aufgehoben
(s. Anm. 1). Auch der verbliebene Abs. 5 ist kaum noch relevant.
Nach Abs. 1 Satz 1 aF bedurfte es für Kindergeldberechtigte, denen bis einschließ-
lich Dezember 1995 schon Kindergeld gewährt worden war, keiner erneuten An-
tragstellung und Kindergeldfestsetzung. Die Vorschrift enthielt eine Festsetzungs-
fiktion, die den reibungslosen Übergang vom sozialrechtl. auf das estl. Kindergeld
gewährleistete (BFH v. 12.5.2000 – VI R 100/99, BFH/NV 2001, 21; BFH v. 26.1.
2001 – VI R 89/00, BFH/NV 2001, 1018; BFH v. 14.10.2002 – VIII R 68/01, BFH/
NV 2003, 460; zur Bescheidsfiktion s. auch BFH v. 27.12.2000 – VI B 187/00, BFH/
NV 2001, 775; BFH v. 11.12.2013 – XI R 42/11, BStBl. II 2014, 840; FG München
v. 6.12.2006 – 9 K 1893/02, EFG 2007, 857, rkr.; zum Verhältnis zu § 70 Abs. 2
s. BFH v. 24.5.2000 – VI B 251/99, BFH/NV 2000, 1204). Auch wenn Abs. 1 Satz 1
ebenfalls aufgehoben wurde, ist die Regelung in ihrer Wirkung zeitlich nicht be-
schränkt.
Abs. 1 Sätze 2 bis 5 aF regelten im Wesentlichen die vorläufige Auszahlung des
Kindergeldes durch den ArbG für die Monate Januar bis Mai 1996.
Nach Abs. 2 aF stand Berechtigten, die für Dezember 1995 für Enkel und Ge-
schwister Kindergeld bezogen hatten, abweichend von § 63 das Kindergeld für
diese Kinder zu, solange die Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 BKKG aF und
die weiteren Anspruchsvoraussetzungen erfüllt waren, längstens bis zum 31.12.
1996.
Abs. 3 aF begünstigte Eltern von über 16 Jahre alten Kindern, die im Dezember
1995 etwa als einzige Hilfe des Haushaltführenden nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 oder 5
BKKG aF oder wegen Kindesbetreuung iSv. § 2 Abs. 2 Satz 6 BKKG aF zu berück-
sichtigen waren; begünstigt waren ferner Eltern von Kindern, die Einkünfte und
Bezüge erzielten, die nach § 2 Abs. 2 Sätze 2 und 3 BKKG aF anspruchsunschäd-
lich waren, aber nach § 32 Abs. 4 den Kindergeldanspruch für volljährige Kinder
ausschlossen (zur analogen Anwendung des Abs. 3 s. Nds. FG v. 15.2.2001 – 10 K
214/98 KI, EFG 2001, 904, rkr.).
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Abs. 4 aF regelte die Fortgeltung alten Rechts für Nachzahlung und Rückforde-
rung von Kindergeld und Kindergeldzuschlag für Zeiten vor Januar 1996. Nach
§ 10 Abs. 2 BKGG aF war der Kindergeldanspruch teilweise vom Einkommen des
Berechtigten abhängig. Die Einkommensberechnung richtete sich nach § 11
BKGG aF. Nach § 11a BKGG aF wurde für Berechtigte mit geringem Einkommen
ein Zuschlag zum Kindergeld gezahlt. Abs. 4 stellte klar, dass Ansprüche aus Zeiten
vor Januar 1996 zu erfüllen sind und sich nach dem bisherigen Recht bestimmen.
Abs. 5: Die Sonderregelungen für Kindergeldberechtigte im Beitrittsgebiet
(s. Anm. 4), die nach § 44d Abs. 2 BKGG aF seit 1991 gelten, hatten sicherlich aus
Vertrauensschutzgründen eine Berechtigung für die Zeit unmittelbar nach dem
Beitritt. Mit Einführung des Familienleistungsausgleichs hätte man aber die Gele-
genheit wahrnehmen sollen, auch für diesen Bereich der Familienbesteuerung eine
Rechtsvereinheitlichung vorzunehmen. Aus Vertrauensschutzgründen ist eine
Übergangszeit von fünf Jahren mehr als ausreichend.

Einstweilen frei.

B. Erläuterungen zu Abs. 5: Sonderregelung für
Kindergeldberechtigte im Beitrittsgebiet

Die Sonderregelung für Kindergeldberechtigte im Beitrittsgebiet in Abs. 5 ent-
spricht § 44d Abs. 2 BKGG aF: Danach erhalten die Personen, die noch für De-
zember 1990 Kindergeld in der früheren DDR bezogen hatten (zB Geschwister
oder Großeltern), ohne Prüfung des Anspruchsvorrangs nach § 64 Abs. 2 und 3 so
lange das Kindergeld, wie sie ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt (s. § 1
Anm. 62 ff.) im Beitrittsgebiet beibehalten, die Kinder bei ihnen weiterhin zu be-
rücksichtigen sind, und keine andere Person für diese Kinder Kindergeld bean-
tragt. Dieser Kindergeldanspruch kann bis zum Jahr 2015 oder, bei einem behin-
derten Kind, unbegrenzt bestehen, sofern sich die Anspruchsvoraussetzungen
nicht ändern.
Gleichbleibende Verhältnisse vorausgesetzt (Abs. 5 Satz 1): Die Abweichung
von der Rangfolgeregelung des § 64 Abs. 2 und 3 ist daher nur so lange gerechtfer-
tigt, wie die Anspruchsvoraussetzungen bei diesen Kindern nach Dezember 1990
ununterbrochen erfüllt bleiben. Der eigentliche Vorrang ist jedoch festzustellen,
sobald sich etwa der Familienstand des bisherigen Berechtigten ändert oder die
Kinder bzw. der Berechtigte den gemeinsamen Haushalt verlassen (Rz. A 27 Abs. 1
Satz 3 DA-KG 2019; FG Brandenb. v. 12.2.1998 – 5 K 1367/97 Kg, EFG 1998, 751,
rkr.).
Wegfall der Übergangsregelung bei Änderung der Verhältnisse (Abs. 5 Satz 2):
Sind die Voraussetzungen für die Berücksichtigung eines Kindes für einen vollen
Kalendermonat weggefallen, so ist bei erneuter Antragstellung für dieses Kind der
Vorrang nach § 64 Abs. 2 und 3 zu prüfen und eine entsprechende Entscheidung
zu treffen. Der Vorrang nach § 64 Abs. 2 und 3 ist ferner zu prüfen, wenn ein an-
derer Elternteil Kindergeld beantragt. Steht diesem das Kindergeld zu, ist die Fest-
setzung gegenüber dem bisherigen Berechtigten nach § 70 Abs. 2 von dem Monat
an aufzuheben, in dem der nunmehr vorrangige Elternteil Kindergeld beantragt
hat. Ein darüber hinaus bereits gezahltes Kindergeld ist vom bisherigen Berechtig-
ten zu erstatten, soweit er es nicht an den neuen Berechtigten weitergeleitet hat
(Rz. A 27 Abs. 2 DA-KG 2019; uE gilt dies nur für VZ ab 1996, denn davor war
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das Kindergeld noch keine StVergütung). Ergibt sich durch einen Berechtigten-
wechsel ein höherer Kindergeldanspruch, sind die Unterschiedsbeträge vom Mo-
nat des Berechtigtenwechsels an zu zahlen (so noch Rz. 78.1 Abs. 3 DAFamEStG,
BStBl. I 2012, 734).

§ 78 Anm. 4 | B. Abs. 5: Kindergeldberechtigte im Beitrittsgebiet
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